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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung der Bundesabgabenordnung 

Zuständigkeit des Finanzamtes für Großbetriebe Zuständigkeit des Finanzamtes für Großbetriebe 

§ 61. (1) Das Finanzamt für Großbetriebe ist in Bezug auf die in Abs. 2 und 
3 genannten Angelegenheiten zuständig für 

§ 61. (1) Das Finanzamt für Großbetriebe ist in Bezug auf die in Abs. 2 und 
3 genannten Angelegenheiten zuständig für 

 1. bis 11. …  1. bis 11. … 

  12. Abgabepflichtige, die als Geschäftseinheit einer Unternehmensgruppe, 
als Joint Venture oder als Geschäftseinheit eines Joint Venture in einem 
Mindeststeuerbericht gemäß § 73 Mindestbesteuerungsgesetz 
(MinBestG), BGBl I Nr. xxx/2023, oder in einer Voranmeldung für die 
Mindeststeuer gemäß § 77 MinBestG angeführt werden, die für das 
zweitvorangegangene Wirtschaftsjahr übermittelt worden oder 
eingegangen sind. 

(2) bis (7) ... (2) bis (7) ... 

§ 323. (1) bis (78) … § 323. (1) bis (78) … 

 (79) § 61 Abs. 1 Z 12 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl I 
Nr. xxx/2023, tritt am 1. Jänner 2024 in Kraft. 

Artikel 3 

Änderung des Unternehmensgesetzbuchs 

Inhalt der Bilanz Inhalt der Bilanz 

§ 198. (1) bis (9) ... § 198. (1) bis (9) ... 

(10) Die Bewertung der Differenzen nach Abs. 9 ergibt sich aus der Höhe 
der voraussichtlichen Steuerbe- und -entlastung nachfolgender Geschäftsjahre; 
der Betrag ist nicht abzuzinsen. Eine Saldierung aktiver latenter Steuern mit 
passiven latenten Steuern ist nicht vorzunehmen, soweit eine Aufrechnung der 
tatsächlichen Steuererstattungsansprüche mit den tatsächlichen Steuerschulden 

(10) Die Bewertung der Differenzen nach Abs. 9 ergibt sich aus der Höhe 
der voraussichtlichen Steuerbe- und -entlastung nachfolgender Geschäftsjahre; 
der Betrag ist nicht abzuzinsen. Eine Saldierung aktiver latenter Steuern mit 
passiven latenten Steuern ist nicht vorzunehmen, soweit eine Aufrechnung der 
tatsächlichen Steuererstattungsansprüche mit den tatsächlichen Steuerschulden 
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rechtlich nicht möglich ist. Latente Steuern sind nicht zu berücksichtigen, soweit 
sie entstehen 

rechtlich nicht möglich ist. Latente Steuern sind nicht zu berücksichtigen, soweit 
sie entstehen 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. in Verbindung mit Anteilen an Tochterunternehmen, assoziierten 
Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen im Sinn des § 262 Abs. 1, 
wenn das Mutterunternehmen in der Lage ist, den zeitlichen Verlauf der 
Auflösung der temporären Differenzen zu steuern, und es wahrscheinlich 
ist, dass sich die temporäre Differenz in absehbarer Zeit nicht auflösen 
wird. 

 3. in Verbindung mit Anteilen an Tochterunternehmen, assoziierten 
Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen im Sinn des § 262 Abs. 1, 
wenn das Mutterunternehmen in der Lage ist, den zeitlichen Verlauf der 
Auflösung der temporären Differenzen zu steuern, und es wahrscheinlich 
ist, dass sich die temporäre Differenz in absehbarer Zeit nicht auflösen 
wird, 

  4. aus der Anwendung folgender Gesetze: 

  a) des Mindestbesteuerungsgesetzes – MinBestG, BGBl. I Nr. xxx/2023 
oder 

  b) eines ausländischen Steuergesetzes, das der Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2022/2523 des Rates vom 15. Dezember 2022 zur 
Gewährleistung einer globalen Mindestbesteuerung für multinationale 
Unternehmensgruppen und große inländische Gruppen in der Union, 
ABl. Nr. L 328 vom 22.12.2022, S. 1, berichtigt durch ABl. Nr. L 13 
vom 16.1.2023, S. 9, oder der dieser Richtlinie zugrundeliegenden 
Mustervorschriften der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung für eine globale 
Mindestbesteuerung dient. 

Die ausgewiesenen Posten sind aufzulösen, soweit die Steuerbe- oder -entlastung 
eintritt oder mit ihr nicht mehr zu rechnen ist. Der Aufwand oder Ertrag aus der 
Veränderung bilanzierter latenter Steuern ist in der Gewinn- und Verlustrechnung 
gesondert unter dem Posten „Steuern vom Einkommen und vom Ertrag“ 
auszuweisen. 

Die ausgewiesenen Posten sind aufzulösen, soweit die Steuerbe- oder -entlastung 
eintritt oder mit ihr nicht mehr zu rechnen ist. Der Aufwand oder Ertrag aus der 
Veränderung bilanzierter latenter Steuern ist in der Gewinn- und Verlustrechnung 
gesondert unter dem Posten „Steuern vom Einkommen und vom Ertrag“ 
auszuweisen. 

Anhangangaben für mittelgroße und große Gesellschaften Anhangangaben für mittelgroße und große Gesellschaften 

§ 238. (1) Mittelgroße und große Gesellschaften haben im Anhang 
zusätzlich anzugeben: 

§ 238. (1) Mittelgroße und große Gesellschaften haben im Anhang 
zusätzlich anzugeben: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 

  3a. der Steueraufwand oder Steuerertrag, der sich nach dem 
Mindestbesteuerungsgesetz und ausländischen Steuergesetzen nach 
§ 198 Abs. 10 Satz 3 Z 4 für das Geschäftsjahr ergibt, sowie eine 
Erläuterung etwaiger Auswirkungen der Anwendung des 
Mindestbesteuerungsgesetzes und ausländischer Steuergesetze nach 
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§ 198 Abs. 10 Satz 3 Z 4 auf die Gesellschaft; 

 4. bis 21. …  4. bis 21. … 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 906. (1) bis (48) … § 906. (1) bis (48) … 

(49) § 196a samt Überschrift, § 211 Abs. 1 und § 278 Abs. 1 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2019 treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. Sie sind 
erstmalig auf Unterlagen der Rechnungslegung für Geschäftsjahre anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 2018 beginnen. 

(49) § 196a samt Überschrift, § 211 Abs. 1 und § 278 Abs. 1 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 46/2019 treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. Sie sind 
erstmalig auf Unterlagen der Rechnungslegung für Geschäftsjahre anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 2018 beginnen. 

(49) § 242 Abs. 4 und § 243c Abs. 2 in der Fassung des Aktienrechts-
Änderungsgesetzes 2019, BGBl. I Nr. 63/2019, treten mit 10. Juni 2019 in Kraft. 
Die Angaben zu den Gesamtbezügen der einzelnen Vorstandsmitglieder und zu 
den Grundsätzen der Vergütungspolitik können erstmals im Corporate 
Governance-Bericht über jenes Geschäftsjahr unterbleiben, das nach dem 10. Juni 
2019 beginnt. 

(50) § 242 Abs. 4 und § 243c Abs. 2 in der Fassung des Aktienrechts-
Änderungsgesetzes 2019, BGBl. I Nr. 63/2019, treten mit 10. Juni 2019 in Kraft. 
Die Angaben zu den Gesamtbezügen der einzelnen Vorstandsmitglieder und zu 
den Grundsätzen der Vergütungspolitik können erstmals im Corporate 
Governance-Bericht über jenes Geschäftsjahr unterbleiben, das nach dem 10. Juni 
2019 beginnt. 

(50) § 242 Abs. 4 und § 243c Abs. 2 in der Fassung des Aktienrechts-
Änderungsgesetzes 2019, BGBl. I Nr. 63/2019, treten mit 10. Juni 2019 in Kraft. 
Die Angaben zu den Gesamtbezügen der einzelnen Vorstandsmitglieder und zu 
den Grundsätzen der Vergütungspolitik können erstmals im Corporate 
Governance-Bericht über jenes Geschäftsjahr unterbleiben, das nach dem 
10. Juni 2019 beginnt. 

(51) § 242 Abs. 4 und § 243c Abs. 2 in der Fassung des Aktienrechts-
Änderungsgesetzes 2019, BGBl. I Nr. 63/2019, treten mit 10. Juni 2019 in Kraft. 
Die Angaben zu den Gesamtbezügen der einzelnen Vorstandsmitglieder und zu 
den Grundsätzen der Vergütungspolitik können erstmals im Corporate 
Governance-Bericht über jenes Geschäftsjahr unterbleiben, das nach dem 
10. Juni 2019 beginnt. 

(51) § 31 Abs. 3, § 141 Abs. 2, § 145 Abs. 2, § 146 Abs. 2, 165 und § 184 
Abs. 1 in der Fassung der Gesamtreform des Exekutionsrechts – GREx, BGBl. I 
Nr. 86/2021 treten mit 1. Juli 2021 in Kraft. § 135 tritt mit Ablauf des 
30. Juni 2021 außer Kraft. 

(52) § 31 Abs. 3, § 141 Abs. 2, § 145 Abs. 2, § 146 Abs. 2, 165 und § 184 
Abs. 1 in der Fassung der Gesamtreform des Exekutionsrechts – GREx, BGBl. I 
Nr. 86/2021 treten mit 1. Juli 2021 in Kraft. § 135 tritt mit Ablauf des 
30. Juni 2021 außer Kraft. 

(52) § 10 Abs. 1, 1a und 1b, § 11 Abs. 3, § 15 Abs. 1 und 2, § 243d Abs. 8, 
§ 245 Abs. 3, die Überschrift zu § 267b, § 267c Abs. 2, § 277 Abs. 2a und 4, 
§ 280 Abs. 1 sowie § 280a in der Fassung des Gesellschaftsrechtlichen 
Digitalisierungsgesetzes 2022, BGBl. I Nr. 186/2022, treten mit 
1. Dezember 2022 in Kraft. § 277 Abs. 7 tritt mit Ablauf des 30. November 2022 
außer Kraft. § 277, § 280 Abs. 1 und § 280a in der Fassung des 
Gesellschaftsrechtlichen Digitalisierungsgesetzes 2022 sind erstmalig auf 
Unterlagen der Rechnungslegung für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 
30. November 2022 beginnen. 

(53) § 10 Abs. 1, 1a und 1b, § 11 Abs. 3, § 15 Abs. 1 und 2, § 243d Abs. 8, 
§ 245 Abs. 3, die Überschrift zu § 267b, § 267c Abs. 2, § 277 Abs. 2a und 4, 
§ 280 Abs. 1 sowie § 280a in der Fassung des Gesellschaftsrechtlichen 
Digitalisierungsgesetzes 2022, BGBl. I Nr. 186/2022, treten mit 
1. Dezember 2022 in Kraft. § 277 Abs. 7 tritt mit Ablauf des 30. November 2022 
außer Kraft. § 277, § 280 Abs. 1 und § 280a in der Fassung des 
Gesellschaftsrechtlichen Digitalisierungsgesetzes 2022 sind erstmalig auf 
Unterlagen der Rechnungslegung für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 
30. November 2022 beginnen. 
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 (54) § 198 Abs. 10 Satz 3 Z 4 und § 238 Abs. 1 Z 3a treten mit 31. Dezember 
2023 in Kraft und sind auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 
1. Jänner 2024 beginnen. 

 


